
Arbeitsrecht

§§ 3, 8 Abs. 2 des Tarifvertrags für die Beschäftigten 
der Regierung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik sowie für die angeschlossenen Verwaltungen, In­
stitute und Betriebe vom 1. Januar 1950.

Über die Frage, ob und wann sich die Versetzung 
eines Beschäftigten der Verwaltung in eine andere Ab­
teilung oder Dienststelle im Interesse des ordnungs­
mäßigen Arbeitsablaufs als notwendig erweist, ent­
scheidet die Leitung der Verwaltung. Die Arbeitsge­
richte sind nicht befugt nachzuprüfen, welche Gründe 
zu dieser Versetzung geführt haben oder ob die Vor­
aussetzungen für eine Versetzung Vorgelegen haben.

OG, Urt. vom 12. Dezember 1952 — 3 Za 8/52.
Die Klägerin war seit dem 17. September 1951 bei dem ver­

klagten Rat des Kreises F. als Büroangestellte in der Abteilung 
Vermessung tätig. Am 10. März 1952 wurde ihr unter Hinweis 
auf § 9 e und f der Verordnung über Kündigungsrecht vom 
7. Juni 1951 fristlos gekündigt, weil sie die von dem Verklagten 
angeordnete Versetzung in die Abteilung Handel und Ver­
sorgung ablehnte. Die fristlose Kündigung erfolgte mit Zu­
stimmung der Betriebsgewerkschaftsleitung und nach wieder­
holten Verhandlungen zwischen den Parteien, an denen zwei 
BGL-Mitglieder und ein Vertreter des Kreisvorstandes des 
FDGB teilgenommen hatten. Die Versetzung wurde der Klä­
gerin schriftlich und die Gründe dafür mündlich mitgeteilt.

Am 15. März 1952 hat die Klägerin beim Arbeitsgericht in F. 
Klage erhoben und die Feststellung der Unwirksamkeit der 
fristlosen Kündigung beantragt. Das Arbeitsgericht hat die 
Klage abgewiesen.

Auf die Berufung der Klägerin hat das Landesarbeitsgericht 
in P. unter Aufhebung des Urteils die fristlose Entlassung für 
rechtsunwirksam erklärt.

Der Generalstaatsanwalt hat die Kassation dieses Urteils be­
antragt.

Der Antrag ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :

Die wirtschaftliche und politische Entwicklung in 
der Deutschen Demokratischen Republik stelit immer 
höhere Anforderungen an die Arbeit unserer Verwal­
tungen. Der Generalsekretär der Sozialistischen Ein­
heitspartei Deutschlands, Walter Ulbricht, hat wieder­
holt zum Ausdruck gebracht, daß die vor uns liegen­
den großen Aufgaben, die Erfüllung des Fünfjahr- 
plans, eine ständige Verbesserung der Arbeit im 
Staatsapparat erfordern. Eine den gegenwärtigen Er­
fordernissen angepaßte schnelle, operative und unbüro­
kratische Arbeitsweise der Verwaltungen ist eine der 
Voraussetzungen für eine erfolgreiche Entwicklung. 
Das erfordert gleichzeitig den richtigen Einsatz der 
Arbeitskräfte im Verwaltungsapparat. Die Verant­
wortung hierfür obliegt den Leitungen der Verwal­
tungen.

Im § 8 Abs. 2 des Tarifvertrags für die Beschäftigten 
der Regierung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik sowie die angeschlossenen Verwaltungen, Insti­
tute und Betriebe vom 1. Januar 1950 heißt es, daß 
ein Beschäftigter zur Erledigung vordringlicher öffent­
licher Aufgaben in andere Dienststellen versetzt wer­
den kann.

Es ist Aufgabe der Leitungen der Verwaltungen, 
darüber zu entscheiden, ob und wann die Versetzung 
eines Beschäftigten in eine andere Abteilung sich im 
Interesse des ordnungsmäßigen Arbeitsablaufs als not­
wendig erweist Die Arbeitsgerichte sind nicht befugt 
nachzuprüfen, welche Gründe zur Versetzung geführt 
haben oder ob die Voraussetzungen für eine Verset­
zung Vorgelegen haben. Das würde eine unzulässige 
Kontrolle der Verwaltungstätigkeit bedeuten.

Im vorliegenden Fall war der Verklagte also be­
rechtigt, nach § 8 Abs. 2 des Tarifvertrags die Klägerin 
ohne ihr Einverständnis in die Abteilung Handel und 
Versorgung zu versetzen. Die Klägerin war nach § 3 
des Tarifvertrags verpflichtet, den Weisungen des Ver­
klagten ohne weiteres nachzukommen und die ihr 
nunmehr übertragenen Arbeiten sorgfältig und gewis­
senhaft auszuführen. Aus dem erstinstanzlichen Urteil

geht hervor, daß die Versetzung der Klägerin weder 
mit einer Verminderung ihrer Gehaltsbezüge noch mit 
einer Verschlechterung des Arbeitsplatzes verbunden 
sein sollte. Deshalb war auch die Zustimmung der Be­
triebsgewerkschaftsleitung nicht erforderlich. Diese ist 
gemäß § 8 Abs. 5 des Tarifvertrags nur dann einzu­
holen, wenn durch die Versetzung die Einstufung in 
eine niedrigere Gehaltsgruppe erfolgen würde. Ob­
wohl sich die BGL, ohne dazu verpflichtet zu sein, mit 
dem Fall der Klägerin eingehend befaßt und wieder­
holt unter Zuziehung eines Vertreters des Kreisvor­
standes des FDGB mit ihr verhandelt hat, um sie von 
der Notwendigkeit der Versetzung zu überzeugen, hat 
sie sich geweigert, der Aufforderung zu folgen. Ihre 
Ablehnung stellt eine beharrliche Verweigerung der 
Arbeitsleistung gemäß § 9e der Verordnung über Kün­
digungsrecht vom 7. Juni 1951 dar. Gleichzeitig da­
mit hat sie durch ihre ständigen Weigerungen auch 
die Arbeitsdisziplin gröblich verletzt. Gerade von 
den Verwaltungsangestellten muß eine gute Arbeits­
disziplin verlangt werden. Der Klägerin ist Gelegen­
heit genug gegeben worden, ihre Bereitwilligkeit zu 
zeigen. Trotz wiederholter Besprechungen und Ver­
warnungen hat sie sich geweigert, ihre Pflichten zu 
erfüllen. Somit war die von dem Verklagten ausge­
sprochene fristlose Kündigung gerechtfertigt.

Strafrecht

§§ 75, 76, 78, 291 Ziff. 5 StPO; § 20a'StGB.
1. Zum Verteidiger vor dem Bezirksgericht darf nur 

ein in der Deutschen Demokratischen Republik zuge­
lassener Rechtsanwalt gewählt oder bestellt werden. 
Dieser darf die Verteidigung vor dem Bezirksgericht 
nicht auf einen Angestellten, auch nicht auf einen 
Assessor, übertragen. Geschieht das, so hat das Bezirks­
gericht einen anderen Verteidiger zu bestellen.

Die Zulassung eines unterbevollmächtigten Nichtan­
walts führt auf Protest oder Berufung auch dann zur 
Aufhebung des Urteils und Zurückverweisung, wenn 
das Rechtsmittel nicht mit der Verletzung des Rechts 
auf Verteidigung begründet wird.

2. Der durch das Gesetz gegen gefährliche Gewohn­
heitsverbrecher vom 24. November 1933 eingeführte 
§ 20a StGB ist als Auswirkung der Lehre vom Täter­
typ inhaltlich faschistisch und daher nicht mehr gel­
tendes Recht.

OG, Urt. vom 23 Dezember 1952 — 3 Ust III 28/52.
Der Angeklagte ist vom BG in P. unter Freisprechung von 

der Anklage des Mordes als gefährlicher Gewohnheitsver­
brecher wegen Diebstahls im Rückfalle und Unterschlagung 
verurteilt worden. Zu seinem Verteidiger hatte das Gericht 
den Rechtsanwalt D. bestellt. Auf den Protest des Staatsan­
walts wurde die Sache an das BG zurückverwiesen.

Aus deni G r ü n d e n :
Gemäß Hauptverhandlungsprotokoll ist der Ange­

klagte in der Hauptverhandlung nicht ordnungsgemäß 
verteidigt worden. Im Protokoll heißt es: „Als Vertei­
diger erscheint Assessor M. in Untervollmacht für RA. 
D. Die Untervollmacht geht zu den Akten“. Aus der 
Untervollmacht ergibt sich, daß Assessor M. von 
Rechtsanwalt D. ermächtigt worden ist, ihn in der 
Strafsache gegen den Angeklagten D. zu vertreten. Eine 
derartige Vertretung ist unzulässig; die Vorschriften 
über das Recht auf Verteidigung (§§ 74 ff. StPO) sind 
verletzt. Gemäß § 75 StPO können nur Rechtsanwälte 
zu Verteidigern in Strafsachen gewählt werden. Die 
Beschränkung auf Anwälte gilt auch für die Bestellung 
von Pflichtverteidigern, da der Angeklagte, dem ein 
Verteidiger bestellt wird, nicht schlechter gestellt wer­
den darf als der Angeklagte, der in der Lage ist, sich 
einen Verteidiger zu wählen. Die Übergangsbestim­
mung des § 6 des Einführungsgesetzes zur StPO sieht 
Ausnahmen nur für „zugelassene Rechtsbeistände“ vor, 
denen das Auftreten vor Kreisgerichten besonders ge­
stattet werden kann. Eine analoge Anwendung dieser 
Bestimmung kommt hier nicht in Betracht.
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